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Planung im Außenbereich? Wo Fuchs und Hase entscheiden 

Fachveranstaltung zur Reformbedürftigkeit des § 35 BauGB am 6. 10. 2016 

Zusammenfassung der Podiumsdiskussion  

 

Teilnehmer: 

Meinhard Abel, Referent/Beigeordneter des Niedersächsischen Städte- und Gemeindebundes, 

Hannover 

Prof. Dr. Rainer Buchwald, Professor für Vegetationskunde und Naturschutz an der Universität 

Oldenburg, ehrenamtliche Tätigkeit im Naturschutz, u.a. beratendes Mitglied im Umweltausschuss der 

Stadt Oldenburg 

Markus Goebel, Dezernent für Raumordnung und Landesplanung im Amt für regionale 

Landesentwicklung Weser Ems, Oldenburg  

Jochen Paukstadt, Referent im Landkreis Wesermarsch, Brake 

Moderation: Dr. Martha Pohl, Mitglied der ARL, ehem. Leiterin der LAG Nordwest 

 

Entsprechend der Zusammensetzung des Podiums sollte die Diskussion die Problematik des § 35 

BauGB aus Sicht der verschiedenen Planungsebenen einschließlich der Vorhabengenehmigung erör-

tern. Damit verbunden waren zwei in der Vorbereitung der Veranstaltung herausgearbeitete Aspekte 

des Reformbedarfs des § 35: Das verfahrensorientierte Ziel eines klaren Planungs- und Baurechts mit 

Stärkung der Planungshoheit der Gemeinden sowie die inhaltliche Zielsetzung einer Stärkung des 

Freiraumschutzes. 

Da die vorangegangenen Vorträge vorwiegend auf den erstgenannten Aspekt eingegangen waren, 

wurde zunächst die Bedeutung des § 35 für den Freiraumschutz herausgearbeitet, für den Herr Prof. 

Buchwald als Vertreter von Naturschutzverbänden sprach. Er beobachtet hinsichtlich der Windkraft 

durchaus eine positive Entwicklung, da politischer Druck zunehmend planerische Aktivitäten zur Steu-

erung der Anlagenstandorte einfordere. Hier griffen vor allen die Landkreise zu ihrem Recht, Regio-

nalpläne aufzustellen, wobei die Mitwirkung von Umweltverbänden durchaus positiv gesehen wird.  

Problematisch ist aus der Sicht des Umwelt- und Naturschutzes die Entwicklung des Baus von großen 

Stallanlagen und Biogasanlagen. Hier würden in manchen Gemeinden und Regionen teils extreme 

Dichten erreicht, so dass das Ziel des § 35, der „Schutz des Außenbereichs“, kaum noch erkennbar 

sei. Bauanträge für Ställe und Biogasanlagen würden zu oft „durchgewunken“. Wenn einzelne Ge-

meinden durch Bauleitplanung gegensteuern, dann eher wegen politischer Vorgaben, weniger aus 

planerischen Gesichtspunkten. Herr Paukstadt verwies dazu auf den jetzt schon bestehenden Auf-

trag an die Kommunen, Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es die städtebauliche Ordnung 

erforderlich macht.  

Zur Frage nach der Steuerungsmöglichkeit durch den Landschaftsschutz sah Prof. Buchwald dessen 

Position als mögliches Korrektiv im Rahmen der Vorhabengenehmigung aktuell als sehr schwach an, 

Aspekte des Landschaftsbildes und -wertes spielten in der Regel keine wesentliche Rolle und würden 

daher oft nur formal abgearbeitet. Dies liege auch an der Schwierigkeit, Landschaft zu bewerten und 

ggf. als entgegenstehenden Belang zu berücksichtigen. Der Artenschutz habe es aufgrund klarer 



  
  Landesarbeitsgemeinschaft Nordwest,  Dr. Martha Pohl 
 
 

2 
 

rechtlicher Vorgaben (Bundesartenschutzverordnung, FFH- und Vogelschutzrichtlinie) leichter, Be-

rücksichtigung zu finden. Er plädierte deshalb dafür, mehr Landschaftsschutzgebiete ausweisen, da 

nur auf diese Weise der ökologischen und ästhetischen Verarmung der Landschaft entgegengewirkt 

werden könne. 

Die Notwendigkeit der Standortsteuerung für privilegierte Vorhaben im Außenbereich, insbesondere 

Windenergieanlagen und auch Biogasanlagen, durch Regionalplanung wurde allgemein unterstrichen. 

Der Regionalplanung komme die wichtige Aufgabe zu, Konflikte zwischen Gemeinden zu vermeiden 

bzw. zu lösen.  

Hierzu erläuterte Herr Goebel die Situation in Niedersachsen, wo die Regionalplanung im Gegensatz 

zu anderen Bundesländern kommunalisiert ist, das heißt Träger der Regionalplanung sind die Kreise. 

Grundsätzlich verfüge die Regionalplanung über Einfluss auf die Vorhabengenehmigung im Außenbe-

reich, da die Raumordnungsklausel in § 35 Abs. 3 Satz 2 gelte und anzuwenden sei. Allerdings seien 

die Regionalpläne der Kreise sehr unterschiedlich und häufig nicht präzise genug, um privilegierte 

Vorhaben ggf. auf dieser Basis ablehnen zu können. In der Praxis sei es etwa oftmals schwierig zu 

beurteilen, ob ein Vorhaben mit einem festgelegten Vorranggebiet vereinbar sei, zumal hierzu erst 

nach und nach Rechtsprechung entstehe. Der Wirksamkeit der Raumordnung seien somit Grenzen 

gesetzt.  

Die Moderatorin problematisierte die großen Zeitabstände, in denen Regionalpläne aufgestellt werden 

und daher mit dem Entwicklungstempo der Nutzungsanforderungen an den Außenbereich kaum 

schritthalten könnten. Herr Paukstadt bestätigte, dass die Landkreise insbesondere bei Neuaufstel-

lung der Regionalpläne durch erforderliche Grundlagenarbeit erheblichen Zeitaufwand hätten und die 

ersten Verfahren deshalb sehr lange gedauert hätten. Der genehmigte Regionalplan sei aufgrund des 

Satzungsrechts im Prinzip dann auf Dauer wirksam. Nach Niedersächsischem Raumordnungsgesetz 

erfolge allerdings eine Überprüfung in Hinblick auf notwendige Änderungen oder eine Neuaufstellung 

vor Ablauf von zehn Jahren. Bei Bedarf könne der regionale Raumordnungsplan allerdings jederzeit 

geändert werden, wofür in der Praxis von einem Zeitbedarf von ca. 5 Jahren auszugehen sei. Zudem 

gäbe es die Möglichkeit einer Teil-Änderungsplanung. Eine Anpassungsverpflichtung ergäbe sich ggf. 

durch Änderungen der Ziele der Niedersächsischen Raumordnung und Landesplanung. Die mittler-

weile recht kurzen Zeitabstände zwischen LROP-Änderungen seien aber nicht unproblematisch, wenn 

die Regionalplanung zeitnah darauf reagieren solle.  

Für Herrn Prof. Buchwald war dagegen die Dynamik der Entwicklung vor Ort besorgniserregend. So 

seien insbesondere übermäßig viele Biogasanlagen an verkehrlich und/oder ökologisch nicht geeigne-

ten Standorten entstanden. Er frage sich, wie solche Prozesse gesteuert werden können, wenn bspw. 

Landschaftsrahmenpläne nur alle 10-15 Jahre erneuert werden. Möglicherweise seien die vorhande-

nen Planungsinstrumente zu langsam, zu aufwändig und zu teuer. 

Es bleibt die Möglichkeit der Bauleitplanung durch die Gemeinden, zumal diese nach Einschätzung 

der Moderatorin heute mehr planerische Freiheiten hätten, da die Landesraumordnung weniger kon-

krete Vorgaben mache als früher. Dies wurde grundsätzlich von Herrn Abel auch so gesehen, die 

Vorgaben durch die Kreise seien aber sehr unterschiedlich. Auch nutzten die Gemeinden das Instru-

ment des Flächennutzungsplans nicht durchgängig. Die Erstellung qualifizierter Pläne durch die Ge-

meinden sei leider auch eine Frage entsprechenden Personals und des Geldes für Hilfe von außen, 

was gerade kleineren Gemeinden häufig fehle. Zudem sei die zunehmende Unsicherheit bei der An-

wendung der Planverfahren mit der Folge von Rechtsstreitigkeiten ein riesiges Problem. Die Anforde-
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rungen seien teilweise so komplex, dass ein korrekter Abwägungsprozess kaum noch zu gewährleis-

ten sei. Der beste Plan könne immer noch durch Klagen scheitern, was natürlich nicht gerade zur Mo-

tivation der Verwaltung beitrüge.  

Herr Goebel sieht die Bauleitplanung als Steuerungsinstrument nicht immer als erste Wahl, was er 

mit Hinweis auf die Entwicklung von Photovoltaik-Anlagen untermauerte. Diese seien nicht privilegiert, 

dennoch beobachte man hier Zersiedlungsprobleme, weil die Gemeinden entsprechende Pläne auf-

stellten. Man dürfe also nicht nur § 35 im Blick haben. Eine kommunale Bauleitplanung, die keine wirk-

liche Steuerung bewirkt, sei genauso fragwürdig. Hier müssten Raumordnung und Regionalplanung 

auch Grenzen setzen. In Bezug auf raumbedeutsame Photovoltaik-Anlagen sei dies mit LROP 2012 

geschehen. So bestimme Abschnitt 4.2, Ziffer 11 Satz 2, dass diese Anlagen auf regionalplanerisch 

festgelegten Vorbehaltsgebieten für Landwirtschaft nicht raumverträglich sind. Damit würden zum 

Schutz landwirtschaftlicher Produktionsflächen weite Teile des Außenbereichs von dieser baulichen 

Nutzung freigehalten.   

In Bezug auf Windenergieanlagen sei zu konstatieren, dass im Süden von Niedersachsen die Regio-

nalplanung früher angefangen habe, Standorte von Windenergieanlagen zu steuern, im Norden sei 

hingegen eine steuernde Wirkung eher von der Bauleitplanung ausgegangen, zuweilen auch unter-

stützt durch informelle Konzepte der Landkreise, die dann bauleitplanerisch umgesetzt wurden. Insge-

samt würden 19 von 37 Landkreisen sowie die Region Hannover die Windenergie mittels Vorrangge-

bieten mit Ausschlusswirkung steuern.   

Eignungsgebiete sind eine neuere Steuerungsmöglichkeit, die sowohl auf regionaler Ebene als auch 

von Gemeinden in der Flächennutzungsplanung eingesetzt werden kann, um privilegierte Nutzungen 

auf ausgewählte Zonen zu beschränken. In Bezug auf die Steuerung von Tierhaltungsanlagen bestä-

tigte Herr Goebel  zwar die theoretische Möglichkeit der regionalplanerischen Steuerung nach § 35 

Abs.3 Satz 3 mittels Eignungsgebieten, sah aber hinsichtlich der Planungsebene – wie auch verschie-

dene andere Wortbeiträge betonten – eher die Bauleitplanung gefordert. Auf regionalplanerischer 

Ebene sei die regelmäßig erforderliche Abwägung einzelbetrieblicher Belange maßstabsbedingt nicht 

möglich. Eine Steuerungsplanung gemäß § 35 Abs.3 Satz 3 für Tierhaltungsanlagen habe – unabhän-

gig von der Planungsebene - zudem den Nachteil, dass nur gewerbliche Tierhaltungsanlagen nach § 

35 Abs. 1 Nr. 4, nicht aber landwirtschaftlich privilegierte Anlagen nach Nr.1 von der Steuerungswir-

kung erfasst würden. Die Unterscheidung dieser beiden Privilegierungstatbestände bereite zudem der 

Praxis große Probleme. Aus diesem Grunde sei aus seiner Sicht hier eher die Ebene der Bauleitpla-

nung mit der Aufstellung einfacher oder qualifizierter Bebauungspläne für den Außenbereich zielfüh-

rend.   

Auf die Frage der Moderatorin nach dem Novellierungsbedarf bei § 35 sah Herr Paukstadt in Regio-

nalplänen mit Ausschlusswirkung für bestimmte Nutzungen und Gebiete eine sinnvolle Alternative. 

Städten und Gemeinden müsste zugleich mehr Mitsprache und die Möglichkeit eingeräumt werden, 

eigene Gebiete zu suchen. Damit rücke die für die vorbereitende Bauleitplanung übliche Variantenun-

tersuchung mit der Darstellung eines Vorzugsstandortes in den Vordergrund. Bei Raumordnungsver-

fahren und den gegebenenfalls anschließenden fachgesetzlichen Bestimmungen der Planfeststellung 

sei dies bereits gängige Praxis. Im Übrigen sah er die städtebaulichen Planungsinstrumente im Gro-

ßen und Ganzen gut aufgestellt und plädierte dafür, die „Bestimmungen nachzujustieren“ und eher 

Verbesserungsmöglichkeiten im Einzelnen zu benennen, als mit einer umfassenden Reformforderung 

„ein neues Fass“ aufzumachen. 
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Herr Abel begründete dagegen einen Novellierungsbedarf, weil der § 35 in seinen Regelungen zu-

nehmend weit aufgefächert und im Zeitablauf eine größere Öffnung hin zur Nutzung des Freiraums 

erfahren habe. Seine „Durchlöcherung“ habe große Probleme im Außenbereich verursacht, wobei das 

ein schleichender Prozess gewesen sei. Er würde den Paragraphen nicht völlig aufheben, aber än-

dern. Die von der Bundesumweltministerin geäußerten Ideen zur Novellierung des Paragraphen gin-

gen in die richtige Richtung. Der Deutsche Städte- und Gemeindebund unterstütze ihre Vorstellungen. 

Generell sollte die Bauleitplanung gestärkt werden, wobei der Rahmen durch Raumordnung und Regi-

onalplanung vorzugeben wäre, durchaus auch im Sinne der Stärkung der Gemeinden gegenüber den 

vielfältigen Nutzungsansprüchen an den Raum. 

Ein Teilnehmer fragte, ob eine Art „Außenbereichsbebauungspläne“ ein geeignetes Instrument sein 

könnte. Man könne dafür einen neuen Paragraphen 2 b in das BauGB integrieren. Die Gemeinden 

müssten ihre Verantwortung allerdings auch wahrnehmen und neue Instrumente anwenden, um den 

Landschaftsraum zu gestalten.  

Weitere Stimmen aus dem Publikum kritisierten die heutige missliche Situation als ein Ausfluss der 

Privilegierung. Die Gemeinden hätten Probleme, die Planungsaufgaben zu bewältigen und rechtsbe-

ständige Pläne aufzustellen. Den Gemeindevertretern müsse das Gesetz verständlicher gemacht wer-

den. Heute hätten sie Angst vor Entscheidungen der Gerichte, wobei diese nicht zur Klärung und Ver-

einfachung beitrügen, was bei den Gemeinden zu erheblicher Frustration führe. Der § 35 solle daher 

vereinfacht und entrümpelt werden. Privilegierung sei nicht mehr notwendig, weil sie die Planungsho-

heit der Gemeinde ausgehebelt. Gäbe es die Privilegierung nicht, müssten für entsprechende Vorha-

ben Bebauungspläne aufgestellt werden. Es sei nicht verständlich, warum landwirtschaftliche Nutzun-

gen, die Industrieanlagen gleichen, unter die Privilegierung nach § 35 fallen. Vorrangplanung als Teil 

des Flächennutzungsplans könne sinnvoll sein, führe aber zu hohem Planungsaufwand. Auch wurde 

u. a. bemängelt, dass Investoren politischen Einfluss geltend machen und sich von vornherein durch 

Rechtsanwälte beraten lassen. Dies würde die Kommunalverwaltungen demotivieren zu planen.  

Die Moderatorin hinterfragte, ob als mögliche Konsequenz einer Aufhebung der Privilegierung und ih-

res Ersatzes durch Bebauungspläne ein neuer Wettbewerb der Gemeinden in der Standortauswei-

sung hervorgerufen würde, wie man dies jahrelang z.B. für den Einzelhandel beobachten konnte. Im 

Gegenteil wurde sowohl seitens Herrn Abel als auch aus dem Publikum die Erwartung geäußert, 

dass es dann eher weniger Wettbewerb gäbe und insbesondere neue Großtieranlagen verhindert wür-

den. In manchen Wortmeldungen wurde sogar bezweifelt, dass bei einer deutlichen Reduzierung der 

Privilegierung überhaupt noch Standorte für problematische Nutzungen ausgewiesen werden, wenn 

es keine (finanziellen) Anreize für die Standortgemeinden gäbe. So berichtete ein Vertreter eine Ge-

meinde, dass fertige Bebauungspläne dem Gemeinderat nicht zur Beschlussfassung vorgelegt wur-

den, weil man sich politisch nicht (mehr) traue. 

Im Ergebnis zeigte die Diskussion zwar die Dringlichkeit der Novellierung des § 35 BauGB, aber auch 

eine große Ambivalenz hinsichtlich der zu erreichenden Wirkung. Einig war man sich weitgehend be-

züglich der Notwendigkeit einer klareren Strukturierung der Vorschrift und der Reduzierung der Privile-

gierungstatbestände. Mehr Verantwortung auf Ebene der Gemeinden müsse aber auch wahrgenom-

men und politisch durchgestanden werden. Dies gilt sowohl für einen besseren Freiraumschutz als 

auch dafür, dass wichtige übergeordnete Ziele, zum Beispiel der Energiewende, weiterhin realisiert 

werden können. 
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